
Morgen wird im Kanton Zürich 
über eine Vorlage abgestimmt.

Nur noch Profis an 
Bezirksgerichten
Künftig soll als Richter oder 
Richterin an einem Bezirksge-
richt nur noch gewählt werden 
können, wer über ein abge-
schlossenes juristisches Stu-
dium verfügt. Aus Sicht des Re-
gierungsrates und einer Mehr-
heit des Kantonsrates ist das 
heutzutage eine Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Tätigkeit als 
Richter. Momentan sind im Kan-
ton Zürich noch 18 Laien als teil-
zeitliche Bezirksrichterinnen 
und Bezirksrichter tätig. pag

Ja:  SP, FDP, Grüne, GLP, CVP, 
BDP, AL
Nein: SVP, EDU, EVP

Darüberwird
abgestimmt

Neuer CEO bei 
Lindt-Gruppe
WIRTSCHAFT Beim Schokola-
denhersteller Lindt & Sprüngli
kommt es an der Konzernspitze
zu einer Veränderung: Ernst Tan-
ner will sich per Ende Jahr auf
seine Rolle als exekutiver Verwal-
tungsratspräsident fokussieren.
Neuer Konzernchef wird Dieter
Weisskopf, der bisherige Finanz-
chef. Er sei gestern vom Verwal-
tungsrat zum neuen CEO der
Gruppe ernannt worden, teilte
der Schokoladenhersteller ges-
tern Abend mit.

Die Verantwortlichkeiten wür-
den per Ende Jahr übergeben,
und die Struktur auf Konzernlei-
tungsebene werde dann entspre-
chend angepasst. Tanner kon-
zentriere sich ab diesem Zeit-
punkt auf die langfristige strategi-
sche Ausrichtung der Gruppe. sda

Mit E-Rollern 
ein Mehrwert
VELOTUNNEL Gegen die Pläne
für einen Velotunnel beim Zür-
cher Hauptbahnhof sind nur
neun Einwendungen eingegan-
gen. Sie wurden gestern auf der
Website der Stadt Zürich aufge-
schaltet. Gleich mehrere von ih-
nen sind gegen E-Roller gerichtet.
Kritisiert wird, dass der Tunnel
auch ihnen offenstehen soll.

Die Stadt will auf diese Kritik
jedoch keine Rücksicht nehmen,
wie sie mitteilt. Mit den E-Rol-
lern werde der Tunnel besser
ausgelastet und generiere somit
einen Mehrwert. Und würden
die für E-Roller-Fahrer vorgese-
henen Parkplätze nicht genutzt,
könne man sie immer noch in
Veloplätze umfunktionieren.

Kritik gab es auch, weil die
Stadt für den Velotunnel Allee-
bäume am Sihlquai fällen wird.
Man könne die Bäume aus Platz-
gründen leider nicht ersetzen,
schreibt die Stadt dazu. Berück-
sichtigt werden hingegen Rekla-
mationen wegen der Signalisa-
tion für Sehbehinderte. Diese
wird nun verbessert.

Gebohrt ist er schon
Sofern keine der abgelehnten Re-
klamationen noch zu grösseren
Verzögerungen führt, wird der
Tunnel im Jahr 2018/19 eröffnet.
Gebohrt ist er schon. Er wurde
Ende der 1980er-Jahre als Vor-
investition in den Stadttunnel ge-
baut. Dieser soll dereinst die A1
mit der A3 verbinden. Ob er jemals
realisiert wird, ist ungewiss. sda

Denkmalpreis krönt 
die Sanierung des Menzihauses

Das Hombrechtiker Menzihaus
ist nicht zu übersehen. Auf einer
Anhöhe im Schutzgebiet des Lüt-
zelsees gelegen, hebt sich das rote
Fachwerk von der weissen Fassa-
de ab. Seit gestern ist die 2014 ab-
geschlossene Sanierung der Lie-
genschaft preisgekrönt, was das
Haus weit über die Region hinaus
bekannt machen dürfte.

Peter Omachen, Vertreter der
Konferenz der Schweizer Denk-
malpfleger, übergab den symboli-
schen Preis vor einer illustren
Gästeschar. Vor Ort waren neben

Regierungsrat Markus Kägi
(SVP) und Hombrechtikons Ge-
meindepräsident Rainer Oder-
matt (FDP) zahlreiche Vertreter
der Baudirektion und der kanto-
nalen Denkmalpflege.

Kanton als Preisträger
Markus Kägi nahm den Preis als
Repräsentant des Kantons, der
Besitzerin der Liegenschaft, ent-
gegen. «Die Instandsetzung des
Menzihauses war ein Projekt, das
die faszinierende Vielfalt der Auf-
gaben der Baudirektion auf-
zeigt», sagte er. Dass diese in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit
mit dem Denkmalpreis ausge-
zeichnet werde, freue ihn sehr.

Der Kanton als Preisträger
eines Gremiums, das seinerseits
aus Denkmalpflegern, also aus
Beamten besteht? Jurypräsident
Omachen wies darauf hin, dass
dies zu zahlreichen Diskussionen
Anlass gegeben habe. «Aber es ist
nicht selbstverständlich, dass Be-
hörden in Zeiten des Spardrucks
Sanierungsprojekte so vorbild-
haft realisieren.» Dass es sich
beim Menzihaus um eine ausser-
gewöhnliche Liegenschaft han-
delt, zeigten die Ausführungen
von Markus Vogel vom Architek-

turbüro VVMV. Er sprach von
zwei Elementen, die sich wie ein
roter Faden durch seine Arbeit
zogen: dem Rokoko aus der Ent-
stehungszeit und den Attributen
eines Bürgerhauses, die dem Ge-
bäude 1914 etwas Erhabenes ver-
liehen hatten.

Wohnkomfort nicht hoch
Bei der Sanierung der histo-
rischen Liegenschaft wurde be-
wusst nur eine zurückhaltende
Steigerung des Wohnkomforts
und damit geringe Eingriffe in die
Bausubstanz angestrebt. Es sei
wichtig, bei Schutzobjekten mit
Augenmass vorzugehen und die
Reparatur und Instandsetzung
vor den einfachen Ersatz zu stel-
len, sagte Roger Strub, zuständi-
ger Bauberater bei der kantona-
len Denkmalpflege.

So wurde die traditionelle Be-
heizung mit Kachelöfen in den
beiden Stuben beibehalten und
mit einem modernen Heizsystem
in einem der Öfen ergänzt. Die
Gebäudehülle isolierten Fachleu-
te mit Rücksicht auf denkmal-
pflegerisch wertvolle Teile nach,
die Fenster blieben erhalten. Das
beheizte und isolierte Volumen
ist auf die zwei Wohngeschosse
konzentriert, Kellergeschosse
und Dachgeschoss bleiben kalt.

Moderne Technik auf Dach
Die Sanierung des Menzihauses
ist auch in energietechnischer
Hinsicht erfreulich: Der südöstli-
che, nicht einsehbare Dachteil
des Stallanbaus erwies sich als ge-
eignet für eine Fotovoltaikanlage.
«Ob und wie Solaranlagen auf
Schutzobjekten und in schüt-
zenswerten Ortsbildern möglich
sind, muss für jeden Fall indivi-

duell angeschaut werden», er-
klärte Mathias Rosskopf, zustän-
dig für den Natur- und Heimat-
schutzfonds.

Mit einem Teil des damit er-
zeugten Stroms kann der Warm-
wasserspeicher elektrisch er-

wärmt werden, was die Eingriffe
für haustechnische Installatio-
nen reduzierte. Der dazugehö-
rende Gutsbetrieb ist damit teil-
weise energieautark.

Besichtigung des Wohnhauses
Das Menzihaus war vor über 40
Jahren letztmals umfassend sa-
niert worden. Es gilt als beson-
ders wertvolles und charakteris-
tisches Beispiel eines eindrückli-

chen Bauernhauses im Zürcher
Oberland. Zum Weiler Lützelsee
gehörend, liegt es in einer Umge-
bung, die im Inventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der
Schweiz erfasst ist. Zudem liegen
die Gebäude in einer Land-
schaftsschutzzone.

Ein Ort, der auch an die Pächter
einige Anforderungen stellt. Lina
Ott und Nico Scacchi leben mit
ihren fünf Kindern seit Februar

2015 im Menzihaus und betrei-
ben auf dem Pachtland biologi-
sche Landwirtschaft. «Für uns ist
die sorgfältige Pflege eines histo-
rischen Hauses und der nachhal-
tige Umgang mit Kulturland und
Tieren eine Einheit», sagte Scac-
chi. Für die Teilnehmer der Preis-
verleihung öffnete die Familie
gestern exklusiv die Türe zu
ihrem schönen Wohnhaus. 

Regula Lienin

HOMBRECHTIKON Das Menzihaus in Hombrechtikon ist 
mit dem Schweizer Denkmalpreis ausgezeichnet worden. An 
der gestrigen Preisverleihung strichen die Redner die massvolle 
Restaurierung hervor. Es zeigte sich aber auch, dass mit dem 
Kanton ein ungewöhnlicher Preisträger auserkoren wurde.

Der Zürcher Baudirektor Markus Kägi (links) erhält von Denkmalpfleger Peter Omachen die Auszeichnung für die 
gelungene Sanierung des Menzihauses. Bilder Sabine Rock

Eine Besonderheit des rund 270 Jahre alten Hauses sind die beiden Kachelöfen und die mit Holz ausgekleideten Wohnräume.

IM BESITZ DES KANTONS

Das Menzihaus wurde um 1740 
von Hans Jakob Hürlimann er-
baut. Seit 1964 ist es mit Gewöl-
bekeller und Stöckli im Besitz des 
Kantons und seit 1979 ein In-
ventarobjekt von kantonaler Be-
deutung. Seinen Namen erhielt 
das Haus von der Familie Menzi, 
die es von 1874 bis 1964 be-
wohnte. Als der langjährige 
Pächter 2012 verstarb, bot sich 
die Gelegenheit, das Wohnhaus 
umfassend zu sanieren. Heute 
bewohnen Lina Ott und Nico 
Scacchi mit ihren fünf Kindern 
das Haus und bewirtschaften 
den dazu gehörigen Landwirt-
schaftsbetrieb. rli

«Das Projekt zeigte die 
faszinierende Vielfalt 
der Aufgaben der 
Baudirektion auf.»

Markus Kägi,
Regierungsrat

«Es ist wichtig, 
bei Schutzobjekten 
mit Augenmass 
vorzugehen.»

Roger Strub,
kantonale Denkmalpflege
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Heiniger neuer
GDK-Präsident
GDK Der Zürcher Gesundheits-
direktor Thomas Heiniger ist neu-
er Präsident der Konferenz der
kantonalen Gesundheitsdirekto-
rinnen und -direktoren (GDK).
Der FDP-Regierungsrat wird
Nachfolger von Philipp Perre-
noud (SP), der Ende Juni als Ber-
ner Regierungsrat zurücktritt.

Der bisherige Vizepräsident
Heiniger wurde gestern an der
Plenarversammlung im jurassi-
schen Saignelégier zum neuen
Präsidenten gewählt, wie die
GDK mitteilte. Der 59-Jährige,
der seit 2007 der Zürcher Ge-
sundheitsdirektion vorsteht, ha-
be schon bisher die Gesund-
heitspolitik auf der interkanto-
nalen und nationalen Ebene
massgeblich mitgestaltet, heisst
es in der Mitteilung. Zur neuen
Vizepräsidentin gewählt wurde
die St. Galler Gesundheitsdirek-
torin Heidi Hanselmann (SP).
Ebenfalls neu in den Vorstand
gewählt wurden die Regierungs-
räte Pierre-Alain Schnegg (SVP,
Bern), Martin Pfister (CVP, Zug)
sowie Staatsrätin Anne-Claude
Demierre (SP, Freiburg). sda

Splitter &
Späne
Nachdem Doris Leuthard die 
Gotthard-Basistunnel-Eröff-
nung mit ihrem gewagten durch-
löcherten weissen Kleid zur Mot-
to-Party mach-
te, wird mit 
Spannung ihr 
nächster Auf-
tritt am Mon-
tag erwartet. 
Dann wird die 
Bundesrätin 
zur Besichti-
gung der Baustelle für den Aus-
bau der A1-Nordumfahrung nach 
Regensdorf kommen. Das Kleid, 
welches der Verkehrsministerin 
am Mittwoch so viel Aufmerk-
samkeit bescherte, würde sich 
für den Auftritt in Zürich gleich 
noch einmal anbieten. Das er-
neute Tragen des teuren Desi-
gnerstücks wäre budgetbewusst. 
Und immerhin geht es beim 
Gubristtunnel ja ebenfalls um 
ein berühmtes Loch. ple

Zu früh gefreut: Die städtische 
Liegenschaftenverwaltung hat 
viel zu tiefe Mietzinse für die 
neue Wohnsiedlung Kronen­
wiese publiziert: Statt 1480 bis 
1570 Franken kostet eine 
4½-Zimmer-Wohnung effektiv 
1800 bis 1910 Franken pro Mo-
nat. Es ist der Verwaltung ein 
Rechenfehler passiert. So weit, 
so peinlich. Bleibt nur zu hoffen, 
dass nicht derselbe Mitarbeiter 
den Taschenrechner bedient, 
wenn berechnet wird, welche der 
sicher über 1000 Bewerber 
Anspruch haben auf den Drittel 
der 99 Wohnungen, die subven-
tioniert sind. kme

Hürde für Mieterklage herabgesetzt

Das Bundesgericht präzisiert sei-
ne Rechtsprechung betreffend
Anfechtung des Mietzinses gleich
nach Einzug in eine neue Woh-
nung. Konkret hat es über einen
Fall aus dem Kanton Zürich be-
finden müssen. Zwei Männer
hatten per 1. April 2013 eine Drei-
einhalbzimmerwohnung gemie-
tet. Diese befindet sich in der
Stadt Zürich, zwei Tramhalte-
stellen vom Hauptbahnhof ent-
fernt. Der Mietzins betrug 3900
Franken. Hinzu kamen Neben-
kosten von 300 Franken. Als Kau-
tion mussten die beiden Mieter
12 600 Franken hinterlegen. In-
nerhalb der gesetzlich vorgege-
benen Frist von 30 Tagen nach
Mietantritt gelangten die Mieter
dann an die Schlichtungsbehör-
de. Sie beantragten, der Anfangs-
mietzins sei für missbräuchlich

zu erklären und um 1100 Franken
herabzusetzen.

Das Zürcher Obergericht wies
das Begehren ab und bestätigte
damit das erstinstanzliche Urteil.
Es begründete seinen Entscheid
damit, dass es nicht genüge,
wenn ein Mieter eine Notlage
oder Wohnungsnot nachweise.
Vielmehr müsse er beweisen,
dass er sich aus diesem Grund in
einer Zwangslage befunden ha-
be. Er müsse zudem nachweisen,
dass ihm eine vernünftige Alter-
native gefehlt habe.

Vorinstanz muss den Fall 
noch einmal beurteilen
Das Bundesgericht hat dieses
Urteil aufgehoben und es an die
Vorinstanz zurückgewiesen. Das
Obergericht muss nun prüfen, 
ob der Anfangsmietzins miss-

bräuchlich war. Das Bundesge-
richt hält in seinem gestern pub-
lizierten Urteil fest, dass das Ge-
setz drei alternative Gründe für
die Anfechtung eines Anfangs-
mietzinses enthalte. Neben der
erheblichen Erhöhung der Miete
gegenüber dem Vormieter nenne
das Obligationenrecht eine Not-
lage oder die Verhältnisse auf
dem örtlichen Wohnungsmarkt.
Die beiden letzten Gründe müss-
ten nicht kumulativ erfüllt sein,
wie es das Zürcher Obergericht
verlangt hatte.

Eine Wohnungsnot lässt sich
gemäss Bundesgericht nicht nur
mit aktuellen Statistiken bele-
gen. Ein Mieter könne auch durch
das Nachweisen einer intensiven,
aber erfolglosen Suche eine Woh-
nungsnot beweisen.

Im aktuellen Fall betrug der
Leerwohnungsbestand in Zürich 
im Juli 2013 0,11 Prozent und im 
ganzen Kanton 0,61 Prozent. Bei 
einem Wert unter einem Prozent 
wird von Wohnungsnot gespro-

chen, wobei es dafür keine statis-
tische Definition gibt.

Indem eine Wohnungsnot dazu
berechtigt, einen Anfangsmiet-
zins anzufechten, wird gemäss
Bundesgericht einem möglichen
Missbrauch bei einem Marktun-
gleichgewicht begegnet. Es sei
eine «Binsenweisheit, dass Kon-
sumenten im Allgemeinen und
Mieter im Besonderen keine den
Anbietern vergleichbare Stellung
einnehmen, die ihnen die Ver-
handlung eines ausgewogenen
Vertrages ermöglichen könnte».

Hauseigentümerverband
befürchtet Missbräuche
Der Grundsatz, dass Verträge ein-
zuhalten seien, gelte zwar unein-
geschränkt. Aber eben nur, wenn
gleichberechtigte und vergleich-
bar starke Kontrahenten einen
Vertrag schliessen würden,
schreibt das Bundesgericht in sei-
nem Entscheid weiter.

Der Schweizerische Haus-
eigentümerverband reagierte

prompt und kritisierte das Urteil
scharf. Es öffne Missbräuchen
Tür und Tor und schaffe für die
Vermieter massive Rechtsunsi-
cherheit, schreibt der Verband in
einem Communiqué. Vermieter
könnten sich namentlich in gros-
sen Städten gegen Anfechtungen
nicht wappnen, sondern müssten
faktisch bei jedem Vertragsab-
schluss damit rechnen.

Wie das aktuelle Urteil zeige,
heisst es in der Mitteilung wei-
ter, wisse der Vermieter im Falle
einer Anfechtung über Jahre hi-
naus nicht, wie hoch sein Miet-
zins dereinst sein werde. Bei
einem Gang durch die diversen
Gerichtsinstanzen bis vor Bun-
desgericht nähmen solche Ver-
fahren Jahre in Anspruch. Der
Hauseigentümerverband for-
dert, dass der klagende Mieter
aufzeigen muss, dass er sich bei
Abschluss des Vertrags in einer
Zwangslage befand, weil er kein
anderes zumutbares Mietobjekt
fand. sda /red

BUNDESGERICHT Wer einen Anfangsmietzins anfechten will, 
muss bei herrschender Wohnungsnot nicht auch noch
eine persönliche Not- oder Zwangslage belegen. Dies hat
das Bundesgericht in einem Zürcher Fall entschieden.

Kanton soll eigene Löhne prüfen

Kantonsrätin Kathy Steiner (Grü-
ne, Zürich) ist enttäuscht von der
Lohnstudie, die der Regierungs-
rat diese Woche präsentiert hat.
Der Grund: Die Fachstelle für
Gleichstellung von Frau und
Mann konnte darin zwar nach-
weisen, dass in der Privatwirt-
schaft gerade zwischen Männern
und Müttern teils grosse Lohn-
unterschiede bestehen – Ange-
stellte der öffentlichen Hand
klammert die Studie aber aus. Da-
mit will Steiner sich nicht zufrie-
dengeben: «Die Verwaltung ist
eine der grössten Arbeitgeberin-
nen im Kanton. Sie sollte eine
Vorbildfunktion übernehmen
und mögliche Lohnungleichhei-
ten transparent machen.»

Bereits im Januar wollten Stei-
ner und ihre Ratskollegin Michèle
Dünki (SP, Glattfelden) mit einer
Anfrage an den Regierungsrat
Zahlen zur Lohngleichheit bei der
Kantonsverwaltung in Erfahrung

bringen. So fragten sie etwa, wie
hoch der Prozentsatz jenes Lohn-
unterschieds zwischen Frauen
und Männern sei, der nicht durch
Faktoren wie Dienstjahre und Al-
ter erklärt werden kann.

Standardisiertes System
Die Regierung lieferte jedoch kei-
ne Zahlen, sondern verwies ledig-
lich darauf, dass das standardi-
sierte Lohnklassierungssystem
der Kantonsverwaltung die
Gleichbehandlung von Frau und
Mann gewährleiste. Dabei steht
der Lohn für eine Stelle schon von
vornherein zu grossen Teilen fest
und wird nicht bei einem Anstel-
lungsgespräch ausgehandelt. Je
nach den Anforderungen, die eine
bestimmte Funktion an die
Arbeitnehmer stellt, wird die Stel-
le in eine Lohnklasse eingeteilt.
Innerhalb dieser Klasse gibt es je-
doch auch mehrere Lohnstufen,
die abhängig sind von individuel-
len Voraussetzungen wie Arbeits-
erfahrung und Fähigkeiten der
Bewerberinnen und Bewerber so-
wie deren Eignung für den Job.

Steiner glaubt allerdings nicht,
dass mit diesem standardisierten

Klassierungssystem Lohndiskri-
minierung bei der Kantonsver-
waltung ausgeschlossen werden
kann. Sie verweist auf eine Studie
des Bundesamts für Statistik und
des Eidgenössischen Gleichstel-
lungsbüros von vergangenem
März. Diese kam zum Schluss,
dass Lohndiskriminierung auf al-
len Ebenen der Verwaltung fest-
stellbar ist – wenn auch weit we-
niger ausgeprägt als in der Privat-
wirtschaft. «Das beweist doch,
dass es auch bei der öffentlichen
Hand unerklärbare Lohnunter-
schiede zwischen den Geschlech-
tern gibt. Und dies trotz Lohn-
klassensystemen», so Steiner.
Mit Michèle Dünki will sie nun
beraten, ob mit einem Postulat
doch noch entsprechende Zahlen
eingefordert werden sollen.

Daten liegen seit 1998 vor
Dass der Kanton, der mit rund
34 000 Angestellten einer der fünf
grössten Arbeitgeber der Schweiz
ist, diese Zahlen nicht bereits ge-
liefert hat, erstaunt. Umso mehr,
als bereits seit 1998 Lohnangaben
über die kantonalen Verwaltun-
gen und Betriebe vorliegen. Hele-

na Trachsel, die Gleichstellungs-
beauftragte des Kantons Zürich,
sagt jedoch, eine Lohnstudie sei
für die Verwaltung im Vergleich
zur Privatwirtschaft weit schwie-
riger zu erarbeiten: «Die Lohn-
klassen der einzelnen Direktio-
nen unterscheiden sich teils stark.
Dazu haben wir überdurch-
schnittlich viele Teilzeitangestell-
te. Das macht einen Vergleich sehr
komplex.»

Für alle vergleichbar
Trachsel betont aber auch, die
Lohnsysteme beim Kanton seien
sehr transparent und Vergleichs-
tabellen für alle Angestellten ein-
sehbar. «Ausserdem habe ich in
den fünf Jahren als Gleichstel-
lungsbeauftragte noch keinen
Hinweis auf eine geschlechter-
bedingte Diskriminierung erhal-
ten», sagt sie. Dennoch könnte
sich Trachsel vorstellen, bei ein-
zelnen Direktionen als Pilotpro-
jekt eine Lohnüberprüfung vor-
zunehmen. Sie findet, dass der
Kanton bei diesem Thema eine
Vorbildfunktion habe und daher
am Ball bleiben müsse.

Florian Niedermann

GLEICHSTELLUNG Bei einer 
Studie zur Lohndiskriminierung 
klammert der Kanton seine
eigenen Angestellten aus
und erntet dafür Kritik.

Wohnungen sind Mangelware, die freien oft teuer: Unter gewissen Voraussetzungen lässt sich der Mietzins innert 30 Tagen nach Bezug einer Wohnung anfechten. Keystone

Ein Drogenfall 
fürs Publikum
OBERGERICHT  Das Zürcher
Obergericht öffnet heute seine
Türen für die Öffentlichkeit. Auf
dem Programm steht unter ande-
rem eine Gerichtsverhandlung.
Der Fall «Drogentransport aus
der Türkei» ist inszeniert und
publikumsfreundlich auf 45 Mi-
nuten beschränkt. Er wird aber
realitätsnah präsentiert. Nur
eine Gerichtsangestellte, welche
die beschuldigte Person spielt,
muss in eine fremde Rolle schlüp-
fen. Oberrichter leiten die Ver-
handlung, und zwar um 10.15,
12.30 und 14.45 Uhr. Echte
Staatsanwälte plädieren, und
selbst ein Dolmetscher gelangt
zum Einsatz. Das Obergericht
hatte bereits nach seinem Umbau
2012 einen Tag der offenen Türen
durchgeführt. Seither seien viele
Anfragen für Führungen einge-
gangen. sda

Polizei schaute
genauer hin
BÜLACH Am Donnerstag hat die
Kantonspolizei im Bezirk Bülach
verkehrs- und kriminalpolizeili-
che Kontrollen durchgeführt. Von
den 162 eingehend kontrollierten
Fahrzeugen wiesen 21 technische
Mängel auf. Zehn Autofahrer er-
hielten zudem eine Ordnungsbus-
se, weil sie sich diverse Übertre-
tungen zuschulden kommen lies-
sen, wie die Kantonspolizei ges-
tern mitteilte. Zudem wurde eine
Person gestoppt, die ihr Fahrzeug
unter dem Einfluss von Drogen
lenkte. Bei einem anderen Lenker
wurde festgestellt, dass er zum
wiederholten Mal ohne Führer-
ausweis unterwegs war. sda
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